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„Gesundheit und Geld, 

Durchstreifen die Welt“ (Karl Simrock)

„Damit Deutschland gesund bleibt.“ – 

so der Leitsatz des Bundesministeriums 

für Gesundheit auf dessen Internetpor-

tal, wo sich die Bürger über  die Gesund-

heitsreform 2007 informieren können.

Ist aber Deutschland – genauer das 

deutsche Gesundheitswesen wirklich 

gesund? Die Antwort ist leider nega-

tiv. Das deutsche Gesundheitswesen 

krankt, und die neue Gesundheitsre-

form ist kein großer Wurf, u. a. um die 

sich in diesem Sektor verborgenen 

Wachstums- und Beschäftigungspo-

tenziale zu nutzen. Im April 2006 hat 

das HWWI in seinem Gutachten „Be-

schäftigungschancen eines modernen 

Krankenversicherungssystems“ eine 

schrittweise Deregulierung des Ge-

sundheitswesens in Deutschland hin 

zu einem solidarischen Krankenversi-

cherungssystems auf wettbewerblich 

verfassten Gesundheitsmärkten emp-

fohlen. Ein solches „modernes“ Kran-

kenversicherungssystem schafft bis 

zum Jahr 2020 bis zu 430.000 zusätzli-

che Arbeitsplätze. Der Leitartikel geht in 

seiner kritischen Betrachtung der neu-

esten Gesundheitsreform nochmals auf 

die Empfehlungen des HWWI Gutach-

tens ein und zeigt auf, welche Schritte 

notwendig sind, damit Deutschland 

tatsächlich gesund wird und bleibt. EL

EDITORIAL GESU N DH EITSPOLITI K

Nach monatelangem Streit und nächtelangen Verhandlungen der Parteispitzen von Union 

und SPD ist die Gesundheitsreform vom Bundestag verabschiedet worden. Am 1. April 

2007 wird sie in Kraft treten. Die Bundesregierung will damit das Gesundheitssystem auf 

eine stabilere Finanzierungsgrundlage stellen, den Wettbewerb stärken und eine hoch-

wertige Gesundheitsversorgung garantieren. Doch es muss bezweifelt werden, dass diese 

Ziele mit der Gesundheitsreform tatsächlich erreicht werden können. 

Von Thomas Straubhaar und Henning Vöpel
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I N DI ESER AUSGABE

Es geht in der Gesundheitsdiskussion rich-

tigerweise nicht darum, dass gute Gesund-

heit auch gutes Geld kostet. Das deutsche 

Problem ist es auch nicht, dass Deutsch-

land für die Gesundheitsversorgung nach 

den USA und der Schweiz gemessen am 

Bruttoinlandsprodukt am meisten Geld 

ausgibt. Ein hoch entwickeltes Land darf 

und soll sich eine gute Gesundheitsversor-

gung auch etwas kosten lassen – vor allem, 

wenn die Menschen immer länger leben. 

Wer sich über die steigenden Gesundheits-

kosten als Folge der demographischen Alte-

rung der Gesellschaft beklagt, hat schlicht 

nicht nachgedacht. Denn dass ein erfolgrei-

cher Kampf gegen Alterskrankheiten Geld 

kostet, ist selbstredend. Eine Bevölkerung, 

die gesünder und länger leben darf, muss 

mehr Geld ins Gesundheitswesen stecken. 

Eine völlig andere tatsächliche Heraus-

forderung liegt in einer der schwierigsten 

Entscheidungen überhaupt, die eine Ge-

sellschaft zu treffen hat: Wie weit soll der 

Staat allen gleichermaßen zu allen medi-

zinischen Leistungen Zugang verschaffen. 

Im Paradies wäre die Antwort einfach: Alle 

sollen alles erhalten. Die Realität ist kom-

plexer. Um allen alles zu finanzieren, was 

medizinisch-technologisch machbar ist, 

fehlt dem Staat das Geld. Denn das Geld, 

das für die Gesundheitsversorgung ein-

gesetzt wird, kann andernorts nicht aus-

gegeben werden. Und irgendwann kann 

auch die Steuerschraube nicht noch einmal 

stärker angezogen werden, ohne nicht den 

Steuerfluss zu gefährden. 

Gerade weil es im Gesundheitswesen nie 

zu viel Geld geben kann, die finanziellen 

Gesundheitsreform: wozu eigentlich?

Gesundheits- 
ausgaben in Mrd. Euro

2000 2001 2002 2003 2004
Durchschnittliche 

jährliche  
Wachstumsrate in %

Gesamt 212,3 220,5 227,9 233,6 234,0 2,46

davon öffentlich
169,2 

(79,7%)
175,0 

(79,4%)
180,7 

(79,3%)
183,9 

(78,7%)
180,0 

(76,9%)
1,56

davon privat
43,1 

(20,3%)
45,5 

(20,6%)
47,2 

(20,7%)
49,7 

(21,3%)
54,0 

(23,1%)
5,76

in % des BIP 10,3 10,4 10,6 10,8 10,6

Quellen: OECD Health Data 2006, Statistisches Bundesamt 2007

Gesundheitsökonomische Kennzahlen für Deutschland
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Möglichkeiten einer Gesellschaft jedoch 

Grenzen haben, geht es mehr denn je da-

rum, mit jedem Euro, der ins Gesundheits-

wesen fließt, ein Maximum an Gesund-

heitsverbesserung zu erzielen. Gerade 

bei dieser Forderung krankt das deut-

sche Gesundheitswesen – nicht zuletzt 

einer oft falsch verstandenen Gerechtig-

keitsfrage wegen. Natürlich und völlig un-

strittig muss es bei der anstehenden Ge-

sundheitsreform auch um eine wie auch 

immer definierte „Gerechtigkeit“ gehen. 

Um aber Gerechtigkeitsziele zu verfolgen, 

bedarf es nicht des heutigen Systems der 

gesetzlichen Krankenkassen. Wem es um 

Gerechtigkeit geht, soll Gerechtigkeits-

ziele durch das Steuersystem und direkte  

Hilfen an Ärmere zu erreichen versuchen. 

Alles andere ist ungenau, ineffizient und 

damit auch nicht sozial. Das gilt besonders 

für den Versuch, mit Hilfe der gesetzlichen 

Krankenkassen Gerechtigkeitsziele verfol-

gen zu wollen. 

Versicherungen sind dazu gedacht, Men-

schen mit ähnlichen Risiken und mehr 

oder weniger zufälligen Wahrscheinlich-

keiten des Schadenfalls zusammenzubrin-

gen. In einer „Gesundheitsversicherung“ 

sollen sich Kranke und Gesunde gegensei-

tig in einer Solidargemeinschaft gemein-

sam absichern. Das ist mehr als vernünftig. 

Wieso aber dieses Versicherungselement 

mit einem sozialpolitischen Element ge-

koppelt wird, ist ökonomisch nicht einsich-

tig. Sozialversicherungen sind weder effi- 

ziente Versicherungen, noch erfüllen sie 

die sozialpolitischen Ziele mit der erforder-

lichen Genauigkeit. Beispielsweise kann 

die Folge sein, dass gesunde, aber ärmere 

Versicherte besserverdienende Kranke 

subventionieren. Das kann niemand wirk-

lich wollen. Direkte Hilfe ist ökonomisch 

sinnvoller und sozialpolitisch „gerechter“ 

als indirekte Maßnahmen, die immer mit  

Sickerverlusten in Form von Bürokratie und 

Fehlanreizen verbunden sind.

Die Krankenkassen sollten wie die Privaten 

Krankenversicherungen individuelle Prä-

mien nach rein versicherungsmathema-

tischen Regeln berechnen dürfen. Die in-

dividuellen Prämien müssten zuallererst 

von den Versicherten selber einbezahlt 

werden. Erst danach käme die sozialpoliti-

sche Komponente zum Tragen: wer finan-

ziell nicht in der Lage ist, die individuellen 

Versicherungsprämien zu bezahlen, erhält 

staatliche Zuschüsse. Zwangsläufig müss-

ten diese staatlichen Zuschüsse nicht über 

Lohnabgaben, sondern aus den allgemei-

nen Steuern zu finanzieren sein. Genau aus 

diesem Grund stimmt beim Kompromiss 

einer Gesundheitsreform die Stossrichtung 

wenigstens in jenen Teilen, in denen ver-

sicherungsfremde Leistungen aus den ge-

setzlichen Krankenkassen herausgebrochen 

und durch den allgemeinen Staatshaushalt 

abgedeckt werden sollen. Es ist richtig, ab 

2008 die Krankenversicherung für Kinder 

schrittweise aus Steuermitteln zu finanzie-

ren. „Ein wirklicher Durchbruch“ ist dieser 

einzige kleine Schritt jedoch noch nicht. 

Dies gilt umso mehr, als die Gesundheits-

wirtschaft vor großen Wachstumschan-

cen steht. Neue Technologien, wie etwa 

die Bio-, Gen- oder Nanotechnologien, bie-

ten aussichtsreiche Möglichkeiten für me-

dizintechnische Innovationen. Auch auf 

der Nachfrageseite entsteht infolge der 

demografischen Alterung in Deutsch-

land bei gleichzeitig steigenden Einkom-

men und Vermögen in Zukunft ein stei-

gender Bedarf an Gesundheitsleistungen. 

Umso mehr kommt es darauf an, dass der 

wachsende Bedarf auf effiziente und leis-

tungsfähige Strukturen trifft, damit die-

ser auch nachfragewirksam werden kann. 

Doch anstatt das enorme Wachstums- und 

auch Beschäftigungspotenzial zu begrei-

fen, das sich der Gesundheitswirtschaft in 

der Zukunft bietet, wird sowohl in der Po-

litik als auch in der breiten Öffentlichkeit 

das Gesundheitswesen wegen der anhal-

tenden Finanzierungsprobleme überwie-

gend als Kostenfaktor wahrgenommen. 

Die gesundheitspolitische Diskussion hat 

sich entsprechend auf Maßnahmen zur 

Kostendämpfung und Ausgabenbegren-

zung verengt. Dies hat in der Vergangen-

heit immer mehr zu einer faktischen Ra-

tionierung an Gesundheitsleistungen für 

die Versicherten und Patienten geführt. 

So sind seit 2000 die nominalen öffentli-

chen Gesundheitsausgaben lediglich um 

durchschnittlich 1,56% pro Jahr gestie-

gen, während die privaten Gesundheits-

ausgaben eine durchschnittliche jährli-

che Wachstumsrate von  5,76% aufweisen  

(s. Tabelle, S. 1). Infolge des hohen Anteils 

der öffentlichen Gesundheitsausgaben an 

den gesamten Gesundheitsausgaben von 

fast 80% führt dies dazu, dass Versicherte 

und Patienten ihre „wahren“ Präferenzen 

nicht direkt am Markt offenbaren konnten. 

Die Folge war und ist eine ineffiziente, d. h. 

nicht präferenzgerechte und knappheits-

gesteuerte Allokation der Ressourcen im 

Gesundheitssystem. 

Ist es politischer Wille, dass die Gesetzli-

che und die Private Krankenversicherung 

weiterhin nebeneinander existieren sol-

len, dann bestünde eine ordnungs- und 

wettbewerbspolitisch „saubere“ Lösung in 

einer strikten, d. h. vollständigen institu-

tionellen Zweiteilung des Versicherungs-

marktes. Einerseits sollte dieser in einen 

staatlich regulierten „Sektor“ im Rahmen 

einer – wie auch immer definierten – ob-

ligatorischen Grundsicherung, die gekenn-

zeichnet ist durch eine solidarische Fi-

nanzierung über alle Einkommensarten, 

geteilt werden und andererseits in einen 

wettbewerblich verfassten „Sektor“ für 

private Zusatzversicherungen, die frei fi-

nanziert sind und für die Risikoselektion 

und Tarifdifferenzierung zugelassen wer-

den. Die per Konstruktion dem heutigen 

System immanenten Widersprüche wür-

den damit beseitigt werden. Auf diese 

Weise könnten zumindest in weiten Teilen 

durch eine freie Vertragsgestaltung und 

stärkere Wahlfreiheit zusätzliche Wett-

bewerbsparameter Einzug in das Gesund-

heitssystem halten. Diese sind nötig, um 

die offenkundig vorhandenen, aber bislang 

ungenutzt gebliebenen Effizienzpoten- 

ziale auszuschöpfen. 

Ein HWWI Dossier zum Thema „Gesund-

heitsreform“ finden Sie im Internet unter 

www.hwwi.org (Publikationen, Dossier).

HWWI DOSSI ER
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Zahlreiche theoretische Studien zeigen die Vorteile der zunehmenden Globalisierung der Weltwirtschaft. Volkswirtschaften, die ihre Han-

delsbarrieren reduzieren, können demnach wirtschaftliche Gewinne unter anderem durch den Warenaustausch oder durch eine vorteil-

hafte Spezialisierung in der Produktion erreichen. Können die afrikanischen Länder diese Vorteile für sich nutzen? Von Matthias Busse

Profitiert Afrika vom internationalen Handel?

Aus theoretischer Sicht gibt es einzelne 

Fälle, z. B. bei einem sehr ungünstigen 

Preisverhältnis zwischen Im- und Exporten 

(terms of trade), in denen der internatio-

nale Güteraustausch negativ sein kann. In 

der großen Mehrzahl der Fälle führt Handel 

aber zu positiven Wachstumseffekten. Ins-

gesamt wurden die theoretischen Vorteile 

des Handels durch viele empirische Studien 

bestätigt, jedoch sind die Ergebnisse nicht 

immer eindeutig. Einerseits gibt es andere, 

wichtigere Determinanten des (langfristi-

gen) Pro-Kopf-Einkommens; andererseits 

scheinen einige Länder und Regionen we-

sentlich stärker vom Handel zu profitieren 

als andere. Vor diesem Hintergrund stellt 

sich die Frage, ob auch weniger entwickelte 

Regionen, wie beispielsweise Afrika, die 

Vorteile des Handels nutzen können, um 

Wachstumsraten zu erhöhen und Armut zu 

reduzieren. Die Antwort hierauf ist negativ, 

jedenfalls sofern es afrikanische Entwick-

lungsländer südlich der Sahara betrifft. 

Wenn man als Maßstab für den (langfristi-

gen) wirtschaftlichen Erfolg das Pro-Kopf-

Einkommen verwendet und die (langfris-

tigen) Auswirkungen des Handels misst, 

dann kommt man in statistischen Analy-

sen zu einem negativen kausalen Zusam-

menhang für Afrika. Dies gilt auch, wenn 

man alle anderen Einflussfaktoren als Kon-

trollvariablen mit einbezieht, die bei der Er-

klärung von Unterschieden des Pro-Kopf-

Einkommens relevant sind. Auch unter 

Berücksichtigung der möglichen Endoge-

nität des Handels hinsichtlich des Einkom-

mensniveaus (reichere Volkswirtschaften 

handeln mehr als ärmere) kommt man zum 

selben negativen Ergebnis für Afrika. Dies 

gilt aber nicht unbedingt für jedes afri-

kanische Land, sondern vielmehr für den 

Durchschnitt aller Länder in Afrika.

Bei den Gründen für den negativen Zu-

sammenhang zwischen Handel und Ein-

kommensniveau spielen drei Aspekte eine 

wichtige Rolle. Erstens ist die Exportstruk-

tur Afrikas mit einem sehr hohen Anteil von 

Agrarprodukten und Rohstoffen an den ge-

samten Exporten eher ungünstig. Abgese-

hen vom Anstieg der Weltmarktpreise für 

einige Rohstoffe in jüngster Zeit, fallen die 

Preise für Primärprodukte seit Jahrzehnten 

(real und teilweise auch nominal). Damit 

ergeben sich ungünstige terms of trade, 

die dazu führen, dass der Warenaustausch 

weniger vorteilhaft ist. Beim Agrarhandel 

kommen noch die (für alle Beteiligten) un-

vorteilhaften europäischen und amerika-

nischen Exportsubventionen hinzu, die die 

Weltmarktpreise zusätzlich senken. Außer-

dem können hohe Erlöse aus dem Export 

von Rohstoffen zu Korruption und Miss-

wirtschaft führen, was wiederum negative 

Rückwirkungen auf die Einkommensent-

wicklung hat (Beispiel Öl in Nigeria).

Zweitens weisen viele afrikanische Län-

der erhebliche Mängel bei der Infrastruk-

tur (Straßen, Häfen, etc.) auf. Erhebliches 

Verbesserungspotenzial gibt es darüber 

hinaus bei der politischen Stabilität sowie 

bei der Bewältigung von (internen und ex-

ternen) Konflikten. Insgesamt führt dies 

zu einer Situation, in der, bedingt durch 

hohe Transaktionskosten und Risikoprä-

mien, nicht nur weniger gehandelt wird. 

Vielmehr konzentrieren sich Produktion 

und damit Exportwirtschaft in Afrika auf 

Agrarprodukte und Rohstoffe, die sowieso 

aufgrund natürlicher Vorteile vorhanden 

sind, aber nicht auf andere, höherwertige 

Güter im industriellen Bereich.

Drittens schließlich können Volkswirt-

schaften nur dann die Vorteile des Handels 

ausnutzen, wenn die durch den Handel in-

duzierten Anpassungskosten gering blei-

ben. Durch eine Marktöffnung schrumpfen 

nicht wettbewerbsfähige (Import-)Sek-

toren, während Exportsektoren, in denen 

ein Land komparative Vorteile hat, wach-

sen. Folglich ist eine Marktöffnung eng 

mit einer Reallokation von Arbeit und Ka-

pital verbunden, da beide Produktionsfak-

toren von den schrumpfenden (Import-) zu 

den wachsenden Exportsektoren wandern 

sollten. Wenn aber schlechte Institutionen 

und exzessive Regulierungen die notwe-

nigen Strukturveränderungen behindern 

bzw. erheblich verteuern, dann können die 

Anpassungskosten die Wohlfahrtsgewinne 

durch den Handel mindern bzw. überstei-

gen. Genau dieser Zusammenhang lässt 

sich empirisch gut zeigen. Demnach führt 

Handel in Ländern mit guten Institutionen 

zu mehr Wachstum, während das Gegen-

teil für Staaten schlechten Institutionen 

zutrifft (weniger Wachstum oder sogar ne-

gatives Wachstum). 

Die Qualität der Institutionen und Regulie-

rungen in Afrika ist jedoch zum Teil derart 

schlecht und verbesserungswürdig, das die-

ser Zusammenhang für die weit überwie-

gende Mehrheit der afrikanischen Länder 

hoch relevant ist. Schlechte staatliche Re-

gulierungen führen zu unflexiblen Arbeits-

märkten und verteuern (oder verhindern 

gar) die Gründung von neuen Unterneh-

men, wodurch die Anpassungskosten durch 

den Strukturwandel deutlich steigen bzw. 

Chancen im Exportbereich nicht genutzt 

werden können. Damit wird deutlich, dass 

afrikanische Länder nur dann von der zu-

nehmenden Integration in den Welthandel 

profitieren können, wenn es Ihnen gelingt, 

ihre Institutionen nachhaltig zu verbessern 

und exzessive Regulierungen abzubauen.

Matthias Busse und Jose Luis Groizard: 

Does Africa Really Benefit from Trade? 

HWWI Research Paper 2-7, 2007. 

HWWI RESEARCH
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Am 22./23. Februar fand die Konferenz „Migration, Integration and the Impact of Education“ statt. Die Veranstaltung hat das HWWI mit 

finanzieller Förderung durch die VolkswagenStiftung in Kooperation mit dem Institut für Sicherheits- und Präventionsforschung (ISIP) der 

Universität Hamburg und dem Institute for Migration and Ethnic Studies (IMES) der Universität Amsterdam organisiert. Von Silvia Stiller

Im Rahmen der Konferenz tauschten die 

acht Studiengruppen, die seit 2005 durch die 

Förderinitiative „Migration und Integration“ 

der VolkswagenStiftung gefördert wer-

den, ihre bisherigen Forschungsergebnisse 

aus und diskutierten offene Forschungs-

fragen. Diese Studiengruppen widmen sich  

u. a. Themen im Zusammenhang mit der ge-

sellschaftlichen Integration, z. B. in das Ge-

sundheitssystem, von Zuwanderern in un-

terschiedlichen Ländern und der Bedeutung 

von Bildungssystemen in diesem Kontext. 

Die Migration Research Group des HWWI 

leitet eine Studiengruppe zu den ökonomi-

schen Effekten kultureller Vielfalt.

An der Tagung nahmen 80 Wissenschaf-

tler(innen) aus ganz Europa teil. Der inter-

disziplinäre Charakter der Forscherteams, 

die sich aus zahlreichen Fachdisziplinen,  

wie Medizin, Politologie, Psychologie, So-

ziologie und Wirtschaftswissenschaften,  

zusammensetzen, wurde auf der Tagung 

genutzt, um ausgewählte Aspekte der Mi-

gration aus unterschiedlichen Blickwin-

keln zu betrachten. Schwerpunktthemen 

der Tagung waren „Migration und Arbeits-

marktzugang“ und „Bildungssysteme und 

Migration“. In ihrem Gastreferat „Concep-

tualizing Simultaneous Migrant Settlement 

and Transnational Connection: Moving 

beyond the Ethnic Lens“ hat Prof. Dr. Nina 

Glick Schiller, Department of Anthropology 

an der University of New Hampshire, USA, 

für eine stärkere Betrachtung der regiona-

len Ebene in der Migrationsforschung plä-

diert. Denn die Potentiale zur gesellschaft-

lichen und wirtschaftlichen Integration von 

Zuwanderern hängen in erheblichem Maße 

davon ab, welche konkreten Rahmenbedin-

gungen – z. B. hinsichtlich der Höhe der Ar-

beitslosigkeit, der Wirtschaftsstruktur und 

Konferenz „Migration, Integration and the Impact of Education“

dem Zugang zu Netzwerken – sie in ihrer je-

weiligen regionalen Umgebung vorfinden.

Am ersten Tagungstag stellten die Stu-

diengruppen aktuelle Ergebnisse ihrer For-

schungsarbeiten vor. Aspekte des Zugangs 

von Migranten zum Arbeitsmarkt wurden 

anhand von Beispielen über die Integration 

von Zuwanderern in den französischen Ar-

beitsmarkt, der deutschen Polizei und des 

Gesundheitswesens verdeutlicht. Bildungs-

fragen wurden am Beispiel junger Migran-

ten in der Schweiz, junger Türken in ver-

schiedenen europäischen Ländern und von 

Migrantenkindern in deutschen Kindergär-

ten diskutiert. Zudem wurden international 

vergleichende Untersuchungen auf Basis 

der PISA-Daten dargestellt, welche den Ein-

fluss kultureller Vielfalt in Klassenräumen 

auf den Bildungserfolg zum Inhalt haben. 

Am zweiten Konferenztag wurden Work-

shops zu „Arbeitsmarktintegration: Kon-

zepte, Theorien und emprische Ergebnisse“, 

„Migration und Integration: Übergang vom 

Kindergarten zur Schule und an den Ar-

beitsplatz“ sowie „Diversity Management: 

Theory and Practice“ durchgeführt. Diese 

Themen berührten die Arbeit aller acht Stu-

diengruppen. Deshalb ermöglichten sie die 

Identifizierung von Komplementaritäten 

zwischen den Studiengruppen, was u. a. im 

Hinblick auf die Formulierung von integra-

tionspolitischen Handlungsempfehlungen 

– in erster Linie für die Arbeitsmarkt- und 

Bildungspolitik – relevant ist.

Die Tagung verdeutlichte den Facetten-

reichtum der Auswirkungen von Migration 

auf Arbeitsmärkte und das Bildungssystem. 

Es wurde gezeigt, dass sich in vielen Berei-

chen die Potentiale für die gesellschaftliche 

und wirtschaftliche Entwicklung, die im 

Zusammenhang mit Migration stehen, gar 

nicht oder nur teilweise entfalten können. 

Basierend auf ihren Untersuchungsergeb-

nissen thematisierten die Studiengruppen 

zahlreiche Ansatzpunkte zur Verbesserung 

der Integration von Zuwanderern in den 

heimischen Arbeitsmarkt und ihrer Parti-

zipation am Bildungswesen. Diese Poten-

tiale zu fördern, ist eine zentrale Aufgabe 

der Politik, welche durch die Schaffung der 

entsprechenden Rahmenbedingungen –  

z. B. im Hinblick auf die gesetzlichen Rege-

lungen zur Anerkennung von im Ausland 

erworbenen Bildungsabschlüssen und die 

Gestaltung des Schulsystems – das Qua-

lifikationsniveau und die Beteiligung von 

Migranten am Wirtschaftsleben fördern 

kann. Aber auch die Unternehmen ha-

ben Möglichkeiten, die Entfaltung von Po-

tentialen der Migranten zu unterstützen,  

z. B. durch die Umsetzung von Diversity-

Management  auf Firmenebene, welches 

auf die Verbesserung der interkulturellen 

Zusammenarbeit abzielt.

Weitere Informationen zum Projekt finden Sie im 

Internet unter www.hwwi.org (Kompetenzbe-

reiche, Migration Research Group).

M. Steinhardt: Arbeitsmarkt und Migration 

– eine empirische Analyse der Lohn- und Be-
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